
 STADT EMMERICH AM RHEIN 
D E R  B Ü R GE R ME I ST E R  

 
 

 
 

Einladung 
zur 7. Sitzung 

des Haupt- und Finanzausschusses 

am Dienstag, dem 02.11.2021, 
um 17:00 Uhr in der Aula der Gesamtschule Emmerich am Rhein,  

Paaltjessteege 1, 46446 Emmerich am Rhein 
 
 

Vor dem Hintergrund der Covid-19 Pandemie besteht für Teilnehmer*innen die 
Verpflichtung, einen medizinischen Mund-Nase-Schutz zu tragen. 

Teilnehmer*innen, die den Nachweis der Immunisierung (vollständig Geimpfte und 
Genesene) nicht erbringen können, sind zur Vorlage eines höchstens 48 Stunden 

zurückliegenden negativen Antigen-Schnelltestnachweises oder PCR-Testnachweises 
aus einem zugelassenen Testzentrum / Labor verpflichtet. 

Das Testerfordernis kann alternativ durch einen gemeinsamen beaufsichtigten 
Selbsttest vor Sitzungsbeginn erfüllt werden. 

 

T a g e s o r d n u n g  

I. Öffentlich 

 
 1     Einwohnerfragestunde 

 
 2     Feststellung der Sitzungsniederschrift vom 07.09.2021 

 
 3   01 - 17 0441/2021 Sachstand Digitalisierung 

 
 4   01 - 17 0419/2021 Jahrestagung von Mitgliedern von Jugendhilfeausschüssen des 

Landschaftsverbandes Rheinland vom 25. bis 26. November 2021 in 
Siegburg 
 

 5   01 - 17 0439/2021 Sitzung der Arbeitsgemeinschaft des StGB NRW für den 
Regierungsbezirk Düsseldorf am 4. Oktober 2021 - Teilnahme von 
Ratsmitgliedern;  
hier: Genehmigung einer dringlichen Entscheidung gem. § 60 Abs. 3 
GO NRW 
 

 6   01 - 17 0440/2021 Seminar "Teilhabe von Seniorinnen und Senioren in Städten und 
Kommunen" - Teilnahme eines Mitgliedes der Seniorenvertretung;  
hier: Genehmigung einer dringlichen Entscheidung gem. § 60 Abs. 3 
GO NRW 
 

 7   01 - 17 0444/2021 Einrichtung einer Einigungsstelle gem. § 67 
Landespersonalvertretungsgesetz NW (LPVG NW)  
 

 8   02 - 17 0402/2021 Finanzbericht zum 30.09.2021 
 

 9   02 - 17 0403/2021 Befristete Aussetzung der Hundesteuer für Hunde aus dem Tierschutz;  
hier: Eingabe Nr. 11/2021 an den Rat der Stadt Emmerich am Rhein 
 

 10   04 - 17 0386/2021/1 Errichtung einer zweiten Jugendeinrichtung in Emmerich am Rhein;  
hier: Ergebnis Prüfauftrag zur Unterbringung der zweiten 
Jugendeinrichtung im ehemaligen Vital Sports 



   

 
 11   04 - 17 0437/2021 Lüftung von Klassenräumen;  

hier: Antrag Nr. XXXXV/2021 an den Rat der Stadt Emmerich am Rhein 
 

 12   05 - 17 0392/2021 Deichsanierung - Planungsabschnitt 2 
Erstellung der Ausführungsplanung 
hier: Konkretisierung der Kostenübernahmeerklärung 
 

 13     Mitteilungen und Anfragen 
 

 14     Einwohnerfragestunde 
 



   

 

II. Nichtöffentlich 

 
 15     Feststellung der Sitzungsniederschrift vom 07.09.2021 

 
 16   03 - 17 0412/2021 Tausch bzw. Kauf land- und forstwirtschaftlicher Flächen 

 
 17   01 - 17 0442/2021 Bericht zur Personalsituation 

 
 18     Mitteilungen und Anfragen 

 

 
 
 
 
46446 Emmerich am Rhein, den 22. Oktober 2021 
 
 
 
Peter Hinze 
Vorsitzender 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
01 - 17 

0441/2021 19.10.2021 
 
 
 
Betreff 

Sachstand "Digitalisierung" 
 
 
Beratungsfolge 

Haupt- und Finanzausschuss 02.11.2021 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt den Sachstandsbericht Digitalisierung zur Kenntnis. 
 
 
 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
D E R  B Ü R GE R ME I ST E R  
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Sachdarstellung : 

 
Der Ausbau der organisatorischen und technischen Rahmenbedingungen für digitales 
Arbeiten in der Stadt Emmerich am Rhein stellt aktuell und auch in den Jahren 2022 ff einen 
wesentlichen Handlungs- und Aufgabenschwerpunkt dar. Häufig wird der Begriff 
Digitalisierung im Bereich der öffentlichen Verwaltung mit der Umsetzung des Online-
Zugangsgesetztes (OZG) gleichgesetzt. Die OZG Umsetzung bildet allerdings nur einen 
Teilbereich der Aufgaben ab, vor denen Städte und Kommunen im Rahmen der 
Digitalisierung stehen. 
 
Der in der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 02.11.2021 durch den FB 1 – 
Zentrale Dienste - vorzutragende Sachstandsbericht soll zum einen dazu dienen, die 
Handlungsfelder der Verwaltung im Bereich Digitalisierung einzuordnen (hierzu zählen u.a. 
die Umsetzung der Vorgaben nach dem EGovG NRW und dem OZG (Frist: 31.12.2022), das 
Prozessmanagement, der Auf- und Ausbau des Dokumentenmanagement-Systems (DMS), 
der Ausbau E-Akte, des Bürgerportals, ePayment, Implementierung und Ausbau des 
Wissensmanagements, Mobile Arbeit u.v.a.), den Status Quo abzubilden sowie die Ziele, die 
organisatorischen und personellen Rahmenbedingungen für den weiteren Ausbau in den 
Folgejahren 2022 ff zu skizzieren.  
 
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen. 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2. 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
01 - 17 

0419/2021 12.10.2021 
 
 
 
Betreff 

Jahrestagung von Mitgliedern von Jugendhilfeausschüssen des Landschaftsverbandes 
Rheinland vom 25. bis 26. November 2021 in Siegburg 
 
 
Beratungsfolge 

Haupt- und Finanzausschuss 02.11.2021 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt gem. § 7 Abs. 3 Buchstabe a) der 
Hauptsatzung der Stadt Emmerich am Rhein die Teilnahme des  
 

 Frau Silke Jelinski 

 Herrn Gerhard Gertsen  
 
an der Jahrestagung für Mitglieder von Jugendhilfeausschüssen. 
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Sachdarstellung : 

 
Der Landschaftsverband Rheinland lädt zu einer Jahrestagung für Mitglieder von 
Jugendhilfeausschüssen im Rheinland in Siegburg vom 25. bis 26. November 2021 ein. 
 
Die Mitglieder des Jugendhilfeausschusses wurden über die Jahrestagung informiert und 
hatten die Gelegenheit, ihr Interesse beim zuständigen Fachbereich 4/hier: Jugendamt zu 
bekunden. Seitens der Ratsmitglieder Jelinski und Gertsen ist eine entsprechende 
Rückmeldung erfolgt.  
 
Gemäß § 7 Abs. 3 Buchst. a) beschließt der Haupt- und Finanzausschuss die Teilnahme von 
Rats- und Ausschussmitgliedern an Tagungen und anderen Veranstaltungen. 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Entsprechende Haushaltsmittel (Reisekosten und Teilnahmegebühren – insgesamt ca. 350 
€) stehen im Haushalt 1.100.01.01.01 54319000 bereit.  
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2. 
 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
Anlage/n: 
01 17 0419 2021 - A1 Flyer 



, 

ENTSCHEIDUNGS-

KOMPETENZ

IM JUGENDHILFEAUSSCHUSS

25. bis 26. November 2021 

Siegburg, Katholisch-Soziales Institut (KSI)

HINWEIS:  Sollte die Veran-staltung aufgrung der 
Pandemie-Lage nicht wie werden die Inhalte in 
einem Online-Format angeboten.

INFORMATIONEN 

Susanne ESSER; Tel 0221 809-3097, susanne.esser1@lvr.de

FRAGEN ZUR ANMELDUNG 

Zentrale Fortbildungsstelle (ZFS) 

Tel 0221 809-4016 oder - 4017 

Fax 0221 809-4066, fobi-jugend@lvr.de

TEILNAHMEBEITRAG 

 

TEILNEHMENDE 

50

ANMELDUNG/ANMELDESCHLUSS 

hier oder unter 

www.jugend.lvr.de › Fortbildungen › Online-Katalog › Leitung 

bis zum 31. Oktober 2021.

VERANSTALTUNGSORT 

Katholisch-Soziales Institut (KSI), Bergstraße 26, Siegburg

LVR  

Tel 0221 809-3097, susanne.esser1@lvr.de 

www.jugend.lvr.de

LVR-Landesjugendamt
Rheinland

  Auswirkungen des Adoptionshilfegesetzes 

auf die Arbeit der örtlichen Adoptionsvermitt-

lungsstellen der kommunalen Jugendämter 

Wolfgang KÖHLER, LVR-Landesjugendamt

  Das neue Kinder- und Jugendstärkungsgesetz 

 

Susanne ESSER, LVR-Landesjugendamt

13.00 Uhr   gem. Mittagessen und Ende der Veranstaltung

•••

JAHRESTAGUNG FÜR MITGLIEDER  

VON JUGENDHILFEAUSSCHÜSSEN  

IM RHEINLAND



Wie gelingt Jugendhilfeplanung in Kooperation von Verwaltung, 

freien Trägern und Politik? Wirksame Unterstützungsangebote 

der Jugendhilfe sind auch das Ergebnis gelingender Planung 

und Koordination. Dafür müssen nicht nur die Träger der öffent-

lichen und freien Jugendhilfe kooperativ zusammenarbeiten und 

entsprechend der Bedarfe von Kindern und Jugendlichen agie-

ren. Im Jugendhilfeausschuss ist insbesondere ein kooperatives 

Zusammenspiel auch mit der Politik gefragt. Mit der Methode 

Planspiel gelingt es, sich in die Beweggründe und das Handeln 

fremder Rollen hineinzudenken und so das Verständnis füreinan-

der zu fördern und das kommunale Miteinander zu verbessern. 

Das fiktive Szenario des Planspiels macht zudem die Arbeit mit 

strategischen Zielen in der Jugendhilfeplanung erlebbar.

Lügde, Münster, Bergisch Gladbach…. Was braucht die Ju-

gendhilfe, um Kinder und Jugendliche (besser) vor sexualisier-

ter Gewalt zu schützen?

Die tragischen Fälle sexualisierter Gewalt haben die Frage 

aufgeworfen, wie vergleichbare Verläufe zukünftig verhindert 

werden können.

In dem Vortrag werden die politischen Entwicklungen, insbe-

sondere die von Seiten der nordrhein-westfälischen Landesre-

gierung, und ihre Auswirkungen näher beleuchtet.

Darüber hinaus wird auf die besondere Verantwortung der öf-

fentlichen Kinder- und Jugendhilfe im Rahmen ihres Schutz-

auftrages gem. § 8a SGB VIII und die nötige Handlungssicher-

heit bei der Bearbeitung von Anhaltspunkten für sexualisierte 

Gewalt eingegangen. 

Am 1. April 2021 ist das Adoptionshilfegesetz in Kraft getre-

ten. Dieses bewirkt weitreichende Änderungen in der Adop-

tionspraxis und stellt damit auch neue Anforderungen an die 

örtlichen Adoptionsvermittlungsstellen. Diese Änderungen 

werden in dem Vortrag von Herrn Köhler, Leiter der Zentra-

LVR-LANDESJUGENDAMT RHEINLAND

len Adoptionsstelle des LVR-Landesjugendamtes Rheinland 

vorgestellt. Anschließend können in einem kurzen Austausch 

einzelne Fragen thematisiert werden.

Das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz vom 9. Juni 2021 

bringt erhebliche Änderungen in der Kinder- und Jugendhilfe 

mit sich. Die wesentlichen und für die Praxis relevanten Ände-

rungen werden vorgestellt.

•••

TAGUNGSABLAUF

Donnerstag, 25. November 2021

 12.30 Uhr (offenes) Mittagessen

 13.30 Uhr Begrüßung und Einführung 

Susanne ESSER, LVR-Landesjugendamt 

Rheinland

  Kommune 360 ° 

 18.00 Uhr Ende (voraussichtlich)

 18.30 Uhr Abendessen

Freitag, 26. November 2021

  Lügde, Münster, Bergisch Gladbach … 

Was braucht die Jugendhilfe, um Kinder und 

Jugendliche (besser) vor sexualisierter Gewalt 

 

Dorthe STANBERGER, LVR-Landesjugendamt
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
01 - 17 

0439/2021 19.10.2021 
 
 
 
Betreff 

Sitzung der Arbeitsgemeinschaft des StGB NRW für den Regierungsbezirk Düsseldorf am 4. 
Oktober 2021 - Teilnahme von Ratsmitgliedern;  
hier: Genehmigung einer dringlichen Entscheidung gem. § 60 Abs. 3 GO NRW 
 
 
Beratungsfolge 

Haupt- und Finanzausschuss 02.11.2021 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Emmerich am Rhein beschließt die 
Genehmigung der dringlichen Entscheidung gem. § 60 Abs. 3 GO NRW. 
 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
D E R  B Ü R GE R ME I ST E R  
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Sachdarstellung : 

 
Die Dringliche Entscheidung ist der Vorlage als Anlage beigefügt. 
 
Die Gründe der Dringlichkeit sind in der Entscheidung dargelegt. Die politischen 
Entscheidungsträger wurden nach Maßgabe des § 8 a Satz 2 der Hauptsatzung der Stadt 
Emmerich am Rhein unmittelbar nach der dringlichen Entscheidung durch Übermittlung des 
gefassten Beschlusses (hier: E-Mail vom 20.10.2021 an die Mitglieder des Haupt- und 
Finanzausschusses) über die Entscheidung informiert.  
 
Gem. § 60 Abs. 3 Satz 2 GO NW sind dringliche Entscheidungen dem Haupt- und 
Finanzausschuss in seiner nächsten Sitzung zur Genehmigung vorzulegen. 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Entsprechende Haushaltsmittel (Fahrtkosten) stehen im Haushalt 1.100.01.01.01 54319000 
bereit. 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2. 
 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
Anlage/n: 
01 - 17 0439 2021 A 1 Dringliche Entscheidung 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
01 - 17 

0440/2021 19.10.2021 
 
 
 
Betreff 

Seminar "Teilhabe von Seniorinnen und Senioren in Städten und Kommunen" - Teilnahme 
eines Mitgliedes der Seniorenvertretung;  
hier: Genehmigung einer dringlichen Entscheidung gem. § 60 Abs. 3 GO NRW 
 
 
Beratungsfolge 

Haupt- und Finanzausschuss 02.11.2021 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Emmerich am Rhein beschließt die 
Genehmigung der dringlichen Entscheidung gem. § 60 Abs. 3 GO NRW. 
 
 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
D E R  B Ü R GE R ME I ST E R  
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Sachdarstellung : 

 
Die Dringliche Entscheidung ist der Vorlage als Anlage beigefügt. 
 
Die Gründe der Dringlichkeit sind in der Entscheidung dargelegt. Die politischen 
Entscheidungsträger wurden nach Maßgabe des § 8 a Satz 2 der Hauptsatzung der Stadt 
Emmerich am Rhein unmittelbar nach der dringlichen Entscheidung durch Übermittlung des 
gefassten Beschlusses (hier: E-Mail vom 20.10.2021 an die Mitglieder des Haupt- und 
Finanzausschusses) über die Entscheidung informiert.  
 
Gem. § 60 Abs. 3 Satz 2 GO NW sind dringliche Entscheidungen dem Haupt- und 
Finanzausschuss in seiner nächsten Sitzung zur Genehmigung vorzulegen. 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Entsprechende Haushaltsmittel (Reisekosten und Teilnahmegebühren - insgesamt ca. 350 
€) stehen im Haushalt 1.100.01.01.01 54319000 bereit. 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2. 
 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
Anlage/n: 
01 - 17 0440 2021 A 1 Dringliche Entscheidung 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
01 - 17 

0444/2021 20.10.2021 
 
 
 
Betreff 

Einrichtung einer Einigungsstelle gem. § 67 Landespersonalvertretungsgesetz NW (LPVG 
NW) 
 
 
Beratungsfolge 

Haupt- und Finanzausschuss 02.11.2021 

Rat 16.11.2021 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
1. 
Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein beschließt gem. § 67 Abs. 1 Satz 3 LPVG NW Herrn 
Rechtsanwalt und Notar a.D. Walter Schieck aus Emmerich am Rhein zum Vorsitzenden und 
Herrn Direktor des Amtsgerichtes Emmerich am Rhein a.D. Edmund Verbeet aus Emmerich 
am Rhein zum stellvertretenden Vorsitzenden der Einigungsstelle bei der Stadt Emmerich 
am Rhein zu bestellen. 
 
2. 
Die Benennung der Beisitzer*innen als Vertreter der obersten Dienstbehörde erfolgt im 
Einzelfall durch den Bürgermeister als Leiter der Dienststelle, soweit nicht dem Rat bzw. dem 
Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Emmerich am Rhein in der jeweiligen Angelegenheit 
die Entscheidung oder Mitwirkung vorbehalten ist. 
 
 
 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
D E R  B Ü R GE R ME I ST E R  
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Sachdarstellung : 

 
Einrichtung der Einigungsstelle  
Für die Dauer der Wahlperiode der Personalvertretung ist gem. § 67 LPVG NW bei jeder 
obersten Dienstbehörde eine Einigungsstelle zu bilden. Sie besteht aus einem/r 
unparteiischen Vorsitzenden, seinem/r Stellvertreter/in und 6 Beisitzern/Beisitzerinnen.  
Auf die Person des/r Vorsitzenden und seinen/r Stellvertreter/in haben sich die oberste 
Dienstbehörde und die bei ihr bestehende Personalvertretung zu einigen.  
Die neue Wahlperiode des Personalrates der Stadt Emmerich am Rhein hat am 01.11.2020 
begonnen und endet am 31.10.2024.  
 
Nach der Novellierung des LPVG NW im Jahre 2011 ist die Bestellung der Beisitzerinnen 
und Beisitzer, deren Zahl gem. § 67 Abs. 3 LPVG NW auf 6 festgelegt ist, nicht mehr für die 
Dauer der Wahlperiode vorgesehen. Die 6 Beisitzerinnen und Beisitzer werden nunmehr je 
zur Hälfte auf Vorschlag der obersten Dienstbehörde (Rat der Stadt Emmerich am Rhein) 
und der Personalvertretung gem. § 67 Abs. 1 Satz 5 nur noch für das jeweilige 
Einigungsstellenverfahren, d.h. anlassbezogen, benannt.  
Maßgeblich für diese Neuregelung war nach der Gesetzesbegründung die Erwägung, dass 
bei einer Bestellung aller Beisitzerinnen bzw. Beisitzer schon zu Beginn der Wahlperiode 
ohne die Möglichkeit einer Nachbenennung eine sachkundige Besetzung der Einigungsstelle 
nicht immer gewährleistet sei. 
 
Aufgaben der Einigungsstelle  
Die Einigungsstelle entscheidet bei Nichteinigung zwischen der Dienststelle und dem  
Personalrat in Angelegenheiten, die der Mitbestimmung des Personalrates  
unterliegen. Sie ist unabhängig und weder Organ der Dienststelle noch des  
Personalrates. Die rechtliche Wirkung der Entscheidungen der Einigungsstelle reicht  
von der Letztentscheidung bis zur Empfehlung. 
 
 
Die Einigungsstelle wird im Einzelfall tätig in der Besetzung mit  
 
a) dem Vorsitzenden oder, falls dieser verhindert ist, mit seinem Stellvertreter.  
b) sechs Beisitzern, die anlassbezogen auf Vorschlag der obersten Dienstbehörde und der  
Personalvertretung je zur Hälfte benannt werden.  
 
Zusammensetzung der Einigungsstelle  
Auf Vorschlag der Verwaltung haben sich Herr Walter Schieck, Rechtsanwalt und Notar a.D. 
in Emmerich am Rhein und Herr Edmund Verbeet, Direktor des Amtsgerichtes Emmerich am 
Rhein a.D., bereit erklärt, die Funktionen des Vorsitzenden bzw. des stellvertretenden 
Vorsitzenden in der neuen Wahlperiode zu übernehmen. Der Personalrat hat diesem 
Besetzungsvorschlag zugestimmt.  
 
Die Benennung der Beisitzerinnen und Beisitzer erfolgt erst, sofern ein Einigungs-
stellenverfahren eingeleitet werden sollte.  
Die gesetzeskonforme Umsetzung ist aber im Hinblick auf die Einbindung des Rates 
(oberste Dienstbehörde) bei der anlassbezogenen Benennung der Beisitzerinnen bzw. 
Beisitzer aus zeitlichen Gründen nicht unproblematisch, da es durchaus erforderlich sein 
kann, ein Einigungsstellenverfahren zeitnah einzuleiten und durchzuführen, um vorgesehene 
Fristen einhalten zu können.  
Der Sitzungsplan bzw. die einzuhaltenden Ladungsfristen für eine Zusammenkunft des 
Rates könnte einem solchen eilbedürftigen Verfahrensablauf entgegenstehen. Ggfls. wäre 
ein Dringlichkeitsbeschluss des Rates der Stadt einzuholen. 
Die Ermächtigung zur Benennung der Dienststellenvertreter*innen wird vor diesem 
Hintergrund regelmäßig auf den Bürgermeister als Leiter der Dienstelle übertragen; eine 
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Ausnahme gilt für Angelegenheiten, die dem Mitwirkungsvorbehalt der politischen 
Entscheidungsträger unterliegen (Bsp. Einstellung von Führungskräften) 
Der verwaltungsseitig formulierte Beschlussvorschlag bildet dies entsprechend ab.  
 
 
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen. 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
02 - 17 

0402/2021 07.10.2021 
 
 
 
Betreff 

Finanzbericht zum 30.09.2021 
 
 
Beratungsfolge 

Haupt- und Finanzausschuss 02.11.2021 

 
  
 
 
Kenntnisnahme (kein Beschluss) 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt den 3. Quartalsbericht 2021 über die Finanzlage 
der Stadt Emmerich am Rhein zum 30.09.2021 zur Kenntnis. 
 
 
 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
D E R  B Ü R GE R ME I ST E R  
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Sachdarstellung : 

 
Der 3. Quartalsbericht 2021 enthält wesentliche Aussagen über den Stand der aktuellen 
Entwicklung der Ergebnisrechnung. Zudem enthält der Bericht die Entwicklung der 
bedeutendsten Ertrags- und Aufwandspositionen, die bis zum Stichtag festgestellten 
coronabedingten Mindererträge und Mehraufwendungen sowie Informationen zum Stand der 
Investitionsmaßnahmen, der Fördermittel und zum Schuldenstand.  
Die Stadtkämmerin wird in der Sitzung am 02.11.2021 die Inhalte des Berichts 
zusammenfassend erläutern. 
 
Für die 42. KW wurde die dritte Abrechnung des Gemeindeanteils an der Einkommen- und 
Umsatzsteuer angekündigt. Um diese aktuellen Informationen noch berücksichtigen zu 
können, wird der Bericht nachgereicht. 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
siehe Vortrag von Stadtkämmerin Büker 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2. 
 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
02 - 17 

0403/2021 07.10.2021 
 
 
 
Betreff 

befristete Aussetzung der Hundesteuer für Hunde aus dem Tierschutz;  
hier: Eingabe Nr. 11/2021 an den Rat der Stadt Emmerich am Rhein 
 
 
Beratungsfolge 

Haupt- und Finanzausschuss 02.11.2021 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt die Eingabe abzulehnen.  
 
 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
D E R  B Ü R GE R ME I ST E R  
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Sachdarstellung : 

 

Die Hundesteuersatzung der Stadt Emmerich am Rhein von 22.12.1997 ist mit einem 
Steuersatz ab 60 Euro (=5 Euro/Monat) je Hund und den im § 4 „Allgemeine 
Steuerermäßigung“ festgelegten Regelungen ausreichend sozialverträglich gestaltet.  
Eine gesteigerte Würdigung und Anerkennung der Arbeit von Tierheimen und 
Tierschutzorganisationen durch eine befristete Aussetzung der Hundesteuer wird hier nicht 
gesehen. 

  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen. 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2. 
 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n: 
02 - 17 0403/2021 _ A 1 - Eingabe Nr. 11/2021 an den Rat der Stadt Emmerich am Rhein 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
04 - 17 

0386/2021/1 20.10.2021 
 
 
 
Betreff 

Errichtung einer zweiten Jugendeinrichtung in Emmerich am Rhein;  
hier: Ergebnis Prüfauftrag zur Unterbringung der zweiten Jugendeinrichtung im ehemaligen 
Vital Sports 
 
 
Beratungsfolge 

Haupt- und Finanzausschuss 02.11.2021 

Rat 16.11.2021 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Rat beschließt,  
 

I. die Verwaltung zu beauftragen, weitere Räumlichkeiten als Standort für eine 
 Interimslösung zu prüfen und 

 
II. der Verwaltung einen Prüfauftrag für die Errichtung eines Neubaus für eine 

Jugendeinrichtung 
 auf dem Gelände des ehemaligen Vital Sports zu erteilen und 

 
III. die Verwaltung mit der Bildung einer Arbeitsgruppe aus den Reihen des 

Jugendhilfeausschusses  
 zu beauftragen, die sich mit der Entwicklung einer Langfristlösung befasst. 
 
 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
D E R  B Ü R GE R ME I ST E R  
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Sachdarstellung : 

 
Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein hat am 29.06.2021 beschlossen, dass das 
angedachte Gebäude „ehemaliges Terrasana“ nicht als Standort für die zweite 
Jugendeinrichtung geeignet ist und einen Prüfauftrag für das Gebäude „ehemaliges Vital 
Sports“ erteilt.  
 
Bei der Prüfung der Eignung des Gebäudes als zweite Jugendeinrichtung wurden u.a. die 
Kosten, die Lage des Gebäudes, die mögliche Umsetzung des beschlossenen Konzeptes 
und weitere Punkte berücksichtigt. 
 
Die Verwaltung kommt zu folgendem Prüfergebnis: 
 
Das Gebäude wurde bis 2017 als Fitnessstudio betrieben und steht seitdem leer.  
Nach der Besichtigung des Gebäudes hat sich die Verwaltung den Grundriss zukommen 
lassen und erste Planungen vorgenommen, inwieweit bauliche Veränderungen des 
Gebäudes vorgenommen werden müssten, damit dieses Gebäude für eine 
Jugendeinrichtung genutzt werden könnte. Unter anderem muss dort eine neue Heiz- und 
Lüftungsanlage verbaut werden und ein neuer Boden im großen Trainingsraum verlegt 
werden, da der alte Boden aufgrund eines Wasserschadens entfernt wurde. Auch müsste 
der Bereich der ehemaligen Sauna umgebaut werden und für größere Veranstaltungen 
müsste der sanitäre Bereich ausgebaut werden. 
Nach Rücksprache mit den Stadtwerken würden nach einer groben Schätzung die 
Sanierungskosten mind. 1.300.000€ betragen und auch die entstehenden Betriebskosten 
liegen deutlich über den im Haushalt eingeplanten und mit Sperrvermerk versehenen 
Betriebskosten.  
 
Anfang des Jahres 2021 wurde im Jugendhilfeausschuss und im Rat der Bedarf einer 
zweiten Jugendeinrichtung festgestellt und Handlungsbedarf gesehen. Ebenso wurde 
deutlich gemacht, welche Auswirkungen die Corona-Pandemie auf Kinder und Jugendliche 
bereits schon jetzt hat und welche möglichen Auswirkungen langfristig die Kinder und 
Jugendlichen belasten können.  
Die notwendigen Sanierungs-/Renovierungsarbeiten würden eine Eröffnung der zweiten 
Jugendeinrichtung erst frühestens in 2024 ermöglichen, bei weiterem Baustoffmangel wäre 
auch eine Eröffnung erst in 2025 nicht auszuschließen. 
Damit könnte den Kindern und Jugendlichen frühestens in drei bis vier Jahren ein weiteres 
Angebot der Kinder- und Jugendarbeit im Form einer zusätzlichen Jugendeinrichtung 
unterbreitet werden, welches jedoch bereits seit 2017 von den Jugendlichen gefordert wird.  
 
Um das Potential und die Größe des Gebäudes vollumfänglich nutzen zu können, ist eine 
Verwaltung/ein Management notwendig, welches nicht vom bisher eingeplanten Personal 
(1VZ Stelle Sozialpädagog:in mit Kombination aufsuchende Arbeit und 1 
Bundesfreiwilligendienstleistend:e) geleistet werden kann. Das Gebäude könnte die 
Möglichkeit bieten auch einzelne Räume zeitweise an Vereine, Verbände oder Musikgruppen 
zu vermieten, doch dies müsste sowohl koordiniert werden als auch der Bedarf vorrangig 
festgestellt werden, ob und welcher Verein, Verband o.ä. sich eine zeitweilige 
Anmietung/Nutzung der Räumlichkeiten vorstellen könnte und welche Raumgestaltung 
vorhanden sein müsste (bspw. spezieller Boden, besondere Belichtung etc.). 
Auch reicht das bisher eingeplante Personal nicht aus, um bei dieser Größe des Gebäudes 
eine dauerhafte Aufsicht zu gewährleisten. 
Der frühere Trainingsraum würde die Möglichkeit bieten, dass dort auch größere 
Veranstaltungen wie bspw. Jugenddisco, Oberstufenfeten und Konzerte stattfinden könnten, 
jedoch müsste zuvor ein Immissionsgutachten in Auftrag gegeben werden, welches laut 
Einschätzung vom FB 5 (Bauordnungsamt) mehrere Wochen bis Monate dauern würde. Erst 
dann könnte die Einschätzung getroffen werden, ob der Trainingsraum auch für solche 
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Veranstaltungen genutzt werden darf oder ob weitere bauliche Veränderungen 
vorgenommen werden müssen, damit diese Durchführung ermöglicht werden kann. Sollten 
auf Grundlage des Immissionsgutachtens keine musikalischen und größeren 
Veranstaltungen (bis 250 Personen) nach 22 Uhr möglich sein, so würde der Trainingsraum 
größtenteils ungenutzt bleiben.  
 
Das Gebäude befindet sich in einer Randlage und schließt an das Gelände vom Embricana 
an. Bei der Besichtigung wurde festgestellt, dass der hintere Bereich des Geländes an den 
Sauna-Bereich des Embricana anschließt und dort ein blickdurchlässiger Zaun die 
Grundstücke abtrennt. Dieser Zaun müsste sowohl erhöht werden als auch blickdicht 
gestaltet werden, damit beidseitige Störungen vermieden werden. 
Die Randlage bietet auch wenig Möglichkeiten, dass Jugendliche auf dem Weg in die Stadt 
oder von der Schule vorbeilaufen, durch die Fenster die Aktivitäten und Jugendlichen sehen 
und dadurch motiviert werden die Jugendeinrichtung spontan aufzusuchen. 
 
Seitens der Verwaltung wird empfohlen, von der Anmietung des Gebäudes Vital Sports 
abzusehen. 
Da der Jugendhilfeausschuss und der Rat einstimmig die Errichtung einer zweiten 
Jugendeinrichtung beschlossen haben, muss nun erneut nach einem Gebäude gesucht 
werden, welches sowohl kurz- als auch mittelfristig angemietet werden kann. 
 
In der Sitzung des Jugendhilfeausschusses am 07.10.2021 ist über den Beschlussvorschlag 
der Verwaltung nicht abgestimmt worden, da in der Sitzung über einen abweichenden 
Beschlussvorschlag beraten und abgestimmt wurde. Der Vorsitzende des 
Jugendhilfeausschusses ließ also über folgende Punkte abstimmen: 
 

I. die Verwaltung zu beauftragen, weitere Räumlichkeiten als Standort für eine 
 Interimslösung zu prüfen und 

 
II. der Verwaltung einen Prüfauftrag für die Errichtung eines Neubaus für eine 

Jugendeinrichtung auf dem Gelände des ehemaligen Vital Sports zu erteilen und 
 

III. die Verwaltung mit der Bildung einer Arbeitsgruppe aus den Reihen des 
Jugendhilfeausschusses zu beauftragen, die sich mit der Entwicklung einer 
Langfristlösung befasst. 

 
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen. 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 4.3. 
 
 
 
 
Peter Hinze 
Vorsitzender 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
04 - 17 

0437/2021 19.10.2021 
 
 
 
Betreff 

Lüftung von Klassenräumen;  
hier: Antrag Nr. XXXXV/2021 an den Rat der Stadt Emmerich am Rhein 
 
 
Beratungsfolge 

Haupt- und Finanzausschuss 02.11.2021 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Emmerich am Rhein beschließt, bei zukünftigen 
Umbau-, Neubau- und Sanierungsmaßnahmen in Schulen den Einbau fest installierter 
Luftfilteranlagen unter den Aspekten Ökologie und Ökonomie zu prüfen.  
Eine Beschaffung von Luftfilteranlagen für Kitas und provisorische Schulcontainer wird 
abgelehnt. 
 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
D E R  B Ü R GE R ME I ST E R  



04 - 17 0437/2021  Seite 2 von 3 

Sachdarstellung : 

 
Im BGE-Antrag vom 02.09.2021 zum Top 04-170346/2021 „Lüftung von Klassenräumen“ 
wurden verschiedene Punkte angesprochen. Der 1. Teil wurde im Rat am 21.09.2021 
behandelt; in dieser Vorlage geht es um Teil 2. 
 
 
Begründung 
 
-Luftfilteranlagen für Kitas  
Der Betrieb von Kindertageseinrichtungen in der Stadt Emmerich am Rhein wird 
ausschließlich über kirchliche bzw. freie Träger organisiert. Eine Abfrage der Verwaltung hat 
ergeben, dass fast alle Räume in den Kitas gut zu belüften sind. Ein Einsatz von Luftfiltern 
unter dem Aspekt der Nachhaltigkeit bei der Anschaffung und späteren Entsorgung wurde in 
Frage gestellt.  
In wenigen Ausnahmefällen gibt es Räume der Kategorie2; hier ist abgestimmt, dass die 
Entscheidung bei den Trägern liegt, ggfs. Geräte anzuschaffen und Fördermittel zu 
beantragen. 
Eine telefonische Anfrage an das Kreisjugendamt Kleve hat ergeben, dass derzeit kein 
Bedarf für eine kommunale Bezuschussung von Räumlichkeiten der Kategorie 1 in 
Kindertageseinrichtungen von Seiten der Verwaltung gesehen wird. Die entsprechenden 
Rundschreiben wurden an die Träger weitergeleitet.  
 
 
-Luftfilteranlagen für provisorische Schulcontainer 
in den Schulcontainern am Grollschen Weg befinden sich drei Klassenräume, die durch die 
Fluchttüren gut belüftet werden können. Da das Platzangebot in den Containern gering ist, 
können keine Luftreinigungsgeräte aufgestellt werden.  
 
 
-Filtersysteme in sämtlichen schulbautechnischen Maßnahmen 
Die Klassenräume in den Emmericher Schulgebäuden sind so ausgestaltet, dass eine 
ausreichende (natürliche) Belüftung gewährleistet ist, i. d. R. über die Fenster. Wenn 
Klassenräume, z. B. aufgrund der Raumtiefe, eine ausreichende/ notwendige 
Luftwechselrate nicht erreichen (können), erfolgt eine Unterstützung durch eine mechanische 
(maschinelle) Lüftung. Dies ist am Gesamtschulgebäude am Brink geplant und 
ausgeschrieben worden.  
Bei durchzuführenden Sanierungen bzw. Modernisierungen wird immer die bestehende und 
zukünftige Lüftungssituation mitbetrachtet.  
Ein Nachrüsten der bestehenden Klassenräume mit Lüftungsanlagen (Luftaustausch keine 
Umwälzung) würde u. a. Kernbohrungen erfordern (Ästhetik, Wärmeschutznachweis etc.) 
sowie eine entsprechende Technikeinbringung notwendig machen (dauerhafte 
Geräuscheinwirkung, Kanalführung etc.). Neben den einmaligen Investitionskosten fallen 
dann auch wiederkehrende, dauerhafte Wartungskosten an. Ausreichend zu belüftende 
Klassenräume mit einer mechanischen (maschinellen) Lüftung nachzurüsten hält die 
Verwaltung ökologisch und ökonomisch nicht für sinnvoll. 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen. 
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Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2. 
 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
 
 
 
 
Anlage/n: 
04 - 17 0437 2021 A 1 Antrag Nr. XXXXV 2021 an den Rat der Stadt Emmerich am Rhein 







Beschlusslauf 
   TOP ________ 
  Datum 
   

Verwaltungsvorlage öffentlich 04.10.2021 
 
 
 
Betreff 

Deichsanierung - Planungsabschnitt 2 
Erstellung der Ausführungsplanung 
hier: Konkretisierung der Kostenübernahmeerklärung 

 
 
26.10.2021 05 - 17 0392/2021   Ausschuss für Stadtentwicklung 
 
Abstimmungsergebnis wird in der Sitzung bekanntgegeben.    
 
 
02.11.2021 05 - 17 0392/2021   Haupt- und Finanzausschuss 
 
    
 
 
 

 
 

 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
D E R  B Ü R GE R ME I ST E R  
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
05 - 17 

0392/2021 04.10.2021 
 
 
 
Betreff 

Deichsanierung - Planungsabschnitt 2 
Erstellung der Ausführungsplanung 
hier: Konkretisierung der Kostenübernahmeerklärung 
 
 
Beratungsfolge 

Ausschuss für Stadtentwicklung 26.10.2021 

Haupt- und Finanzausschuss 02.11.2021 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt, die Kostenübernahmeerklärung um die 
Herstellung der Bankette der Deichstraße und den Vollausbau der Straßenanbindungen 
Niersweg und Kalflackweg i. H. v. insgesamt 62.000 € zu erweitern. 
 
 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
D E R  B Ü R GE R ME I ST E R  
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Sachdarstellung : 

 
In der Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung am 20.01.2015 wurde die Planung zur 
Deichsanierung zwischen Dornick und Kläranlage durch Herrn Friedrich vom Deichverband 
Bislich Landesgrenze bereits vorgestellt; der Rat hat dieser am 10.02.2015 zugestimmt. 
 
Mit Datum vom 25.04.2017 ist der Planfeststellungsbeschluss für besagten Bauabschnitt 
erlassen worden; die sich aus dem Beschluss ergebenden Planungen/Änderungen und 
Untersuchungen haben Herr Holger Friedrich, Geschäftsführer des Deichverbandes Bislich-
Landesgrenze und Herr Dennis Steffen, Projektleiter in der Sitzung des Ausschusses für 
Stadtentwicklung am 28.11.2017 dargelegt. Nachfolgend erfolgte die Beratung durch den 
Rat am 19.12.2017. 
 
Nachfolgend wurde auf Grundlage des Planfeststellungsbeschlusses die 
Ausführungsplanung zum Vorhaben erarbeitet. Mit E-Mail vom 23.09.2021 teilte der 
Deichverband mit, dass in den finalen Abstimmungsgesprächen mit der Bezirksregierung 
Düsseldorf über die Inhalte der Ausführungsplanung diskutiert wurde. Hierbei wurden 
insbesondere die kostenpflichtigen Punkte, die über eine Wiederherstellung des 
ursprünglichen Zustandes hinausgehen, aufgerufen und hinterfragt.  
 
 
Über die Verpflichtung zur Wiederherstellung des Ursprungszustands gehen insbesondere 
folgende zwei Punkte hinaus: 
 

1. Die Ausgestaltung der Bankette der Straße „Deichstraße“ auf dem 

Deichverteidigungsweg. Hier wünschte die Stadt Emmerich am Rhein anstatt der 

bisherigen Schotterbankette ein Verbau mit Rasengittersteinen. Bankette haben 

eine bautechnische Funktion, dienen u.a. der Entwässerung, aber auch als 

Ausweichmöglichkeit im Falle von Begegnungsverkehren. Sind Schotterbankette 

vorhanden, müssen diese regelmäßig nachgeschottert werden, da die Steine durch 

ihre Beanspruchung aufgewühlt und verteilt werden. Der Ausbau mit 

Rasengittersteinen führt zu geringeren Unterhaltungskosten für die 

Kommunalbetriebe Emmerich, da der zuvor beschriebene Aufwand entfällt, und 

Bankette durch die Befestigung mittels Rasengittersteine weniger schadensanfällig 

werden.  Für die Instandhaltung der Banketten müssen im heutigen Zustand etwa 

5.000 € jährlich durch die KBE aufgewendet werden.  

 
2. Von den Straßen „Niersweg“ und „Kalflackweg“ ist derzeit nur die einseitige 

Befahrung auf den Deich in Richtung Dornick gegeben. Der Stand der aktuellen 

Ausführungsplanung sieht jetzt eine Anbindung der Straßen durch eine sogenannte 

„Trompete“ mit entsprechenden Schleppkurven vor, so dass auch in Richtung 

Stadtweide gefahren werden kann, ohne dass durch die jeweiligen 

Fahrbewegungen der Deich übermäßig beansprucht wird.  

  
Bei den beiden Punkten handelt es sich um Maßnahmen zur Verlängerung der Lebensdauer 
insbesondere der Bankette. Durch die Stadt Emmerich sind ausschließlich die Baukosten für 
die beschriebene Ausführung zu tragen.  
 
Der Vergabeausschuss der Stadt Emmerich am Rhein hat in seiner Sitzung am 22.04.2021 
beschlossen, die Baukosten für den Kronenradweg i. H. v. 660.000 € gemäß damaliger 
Kostenschätzung  zu übernehmen. Dies wurde mit Schreiben vom 05.05.2021 gegenüber 
dem Deichverband bestätigt.  
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Der Deichverband benötigt nunmehr die Aussage, ob auch die Kosten für die zuvor 
benannten Maßnahmen von der Stadt Emmerich am Rhein übernommen werden. 
Andernfalls wird die Planung auf die bloße Wiederherstellung des bisherigen Zustands 
reduziert. 
 
Zeitlich ist hier eine kurzfristige Entscheidung zu fällen, damit der Deichausbau zeitnah 
ausgeschrieben werden kann.  
  
Die jeweiligen Kosten für die Bankette betragen ca. 52.000 € und für den Ausbau der 
Trompeten ca. 10.000 €. 
 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Mehrkosten in Höhe von 62.000,00 € sind zusätzlich zu den unter dem Produkt: 
7.000040.700 bereits für das Haushaltsjahr 2022 veranschlagten Mitteln in Höhe von 
660.000,00 € in die Veränderungsliste 2022 aufzunehmen.  
Nach Fertigstellung der Maßnahmen sind nachfolgend die Unterhaltungskosten der 
Kommunalbetriebe um die jährliche Ersparnis von ca. 5.000,00 € zu kürzen 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 5.1. 
 
 
 
In Vertretung 
 
 
 
Dr. Wachs 
Erster Beigeordneter 
 
 
Anlagen: 
Anlage 1 zu Vorlage 05-17 0392 
Anlage 2 zu Vorlage 05-16 0392 






	Sitzungsdokumente
	Einladung

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  3 Sachstand Digitalisierung
	Vorlage  01 - 17 0441/2021

	TOP Ö  4 Jahrestagung von Mitgliedern von Jugendhilfeausschüssen des Landschaftsverbandes Rheinland vom 25. bis zum 26. November 2021 in Siegburg
	Vorlage  01 - 17 0419/2021
	01 17 0419 2021 - A1 Flyer  01 - 17 0419/2021

	TOP Ö  5 Sitzung der Arbeitsgemeinschaft des StGB NRW für den Regierungsbezirk Düsseldorf am 4. Oktober 2021 - Teilnahme von Ratsmitgliedern; hier: Genehmigung einer dringlichen Entscheidung gem. § 60 Abs. 3 GO NRW
	Vorlage  01 - 17 0439/2021
	01 - 17 0439 2021 A 1 Dringliche Entscheidung  01 - 17 0439/2021

	TOP Ö  6 Seminar "Teilhabe von Seniorinnen und Senioren in Städten und Kommunen" - Teilnahme eines Mitgliedes der Seniorenvertretung; hier: Genehmigung einer dringlichen Entscheidung gem. § 60 Abs. 3 GO NRW
	Vorlage  01 - 17 0440/2021
	01 - 17 0440 2021 A 1 Dringliche Entscheidung  01 - 17 0440/2021

	TOP Ö  7 Einrichtung einer Einigungsstelle gem. § 67 Landespersonalvertretungsgesetz NW (LPVG NW)
	Vorlage  01 - 17 0444/2021

	TOP Ö  8 Finanzbericht zum 30.09.2021
	Vorlage  02 - 17 0402/2021

	TOP Ö  9 Befristete Aussetzung der Hundesteuer für Hunde aus dem Tierschutz; hier: Eingabe Nr. 11/2021 an den Rat der Stadt Emmerich am Rhein
	Vorlage  02 - 17 0403/2021
	02 - 17 0403/2021 _ A 1 - Eingabe Nr. 11/2021 an den Rat der Stadt Emmerich am Rhein  02 - 17 0403/2021

	TOP Ö  10 Errichtung einer Zweiten Jugendeinrichtung in Emmerich am Rhein; hier: Ergebnis Prüfauftrag zur Unterbringung der Zweiten Jugendeinrichtung im ehemaligen Vital Sports
	Vorlage  04 - 17 0386/2021/1

	TOP Ö  11 Lüftung von Klassenräumen; hier: Antrag Nr. XXXXV/2021 an den Rat der Stadt Emmerich am Rhein
	Vorlage  04 - 17 0437/2021
	04 - 17 0437 2021 A 1 Antrag Nr. XXXXV 2021 an den Rat der Stadt Emmerich am Rhein  04 - 17 0437/2021

	TOP Ö  12 Deichsanierung - Planungsabschnitt 2
	Beschlusslauf  05 - 17 0392/2021
	Vorlage  05 - 17 0392/2021
	Anlage 1 zu Vorlage 05-17 0392  05 - 17 0392/2021
	Anlage 2 zu Vorlage 05-16 0392  05 - 17 0392/2021



